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Beschlussvorlage
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öffentlich
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TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: II
Fachdienst: 61 - Stadtplanung
Sachbearbeiter/in: Astrid Goldhorn 

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg 
Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 7/4 "Fähnrichsweg" in 
Marburg

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Gemäß § 3 Abs.2 Baugesetzbuch (BauGB) wird die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes 
Nr. 7/4 “Fähnrichsweg“ in Marburg beschlossen.

Begründung:
Das Plangebiet befindet sich im östlichen Kernstadtbereich der Universitätsstadt Marburg.
Im Wesentlichen umfasst es die Baugrundstücke entlang des Fähnrichswegs und die der östlichen Bauzeile 
der Höhlsgasse. In nördlicher Richtung werden zwei Grundstücke des Alten Kirchhainer Weges mit diesem  
Bebauungsplan überplant. Den südlichen Rand des Plangebietes markiert das Grundstück Kaffweg 11 mit 
seinem repräsentativen Gebäude der „Akademischen Turnverbindung Marburg“  (ATV Marburg).
Die östliche Begrenzung erfolgt durch den tangierenden Straßenverlauf An der Zahlbach. 

Die Entstehung des Wohngebietes entlang der Höhlsgasse und des Alten Kirchhainer Weges ist mit den 
1920/30er Jahren zu datieren, bevor überwiegend in den 1960er Jahren  die Bebauung  im Fähnrichsweg  
aufgeschlossen wurde und das Quartier seinen heutigen Charakter erfahren hat. Geprägt ist der Bereich 
durch straßenseitig orientierte Ein- und Zweifamilienhäuser mit rückwärtigen großzügigen Grundstücken, auf 
denen sich wertvolle Vegetationsbestände und Lebensräume entwickelt haben.

Nach dem geltenden Planungsrecht, Bebauung innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 
BauGB), ist der oben beschriebene Bereich jedoch nicht losgelöst von der umgebenden Bebauung entlang 
der Straße An der Zahlbach mit dem dort vorhandenen mehrgeschossigen Wohnungsbauvorhaben zu 
beurteilen. Sowohl hinsichtlich der Gebäudestellung auf den rückwärtigen Grundstücksteilen, als auch 
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bezüglich der Gebäudehöhe mit drei Vollgeschossen bildet diese Bebauung den Rahmen, wonach auch die 
Bauoptionen im fraglichen Plangebiet beurteilt werden müssen. Bis in die 1990er Jahre waren deshalb auch 
vereinzelt auf Grundstücken im hinteren Bereich der Höhlsgasse und des Fähnrichswegs Gebäude in 
zweiter Reihe errichtet worden.

Um diesen Prozess, der die Veränderung des gesamten Gebietscharakters mit seinen Begleiterscheinungen 
(Überlastung der sehr untergeordneten Erschließungsstraße des Fähnrichswegs, Verschlechterung der 
bioklimatischen Situation, Verlust von Vegetationsbeständen und Lebensräumen) befürchten ließ, ein 
wirksames Mittel entgegenzusetzen, wurde am 25.06.1999 von der Stadtverordnetenversammlung die 
Aufstellung des vorgenannten Bebauungsplanes beschlossen.

In den zurückliegenden 10 Jahren war der vorliegende Aufstellungsbeschluss mit seinen formulierten 
Zielsetzungen ausreichend, um die Bauentwicklung steuern zu können. Die weitere Bearbeitung des 
Bebauungsplanes ruhte.

Mit einer im Jahre 2009 geplanten Veräußerung des Grundstücks Fähnrichsweg 19 von ca. 4.500 qm, auf 
dem lediglich ein kleinteiliges  Einfamilienhaus vorhanden war, wurden Begehrlichkeiten von verschiedenen 
Investoren für eine Nachverdichtung im großen Umfang und Maßstab auf diesem Grundstück geweckt.

Aufgrund der Grundstücksgröße und der sich daraus ableitenden zahlreichen Bebauungsvarianten 
entschied sich der Fachdienst Stadtplanung das eingeleitete Bebauungsplanverfahren aus den 1990er 
Jahren fortzusetzen, um hier der gebotenen städtebaulichen Ordnung durch konkrete 
Bebauungsplanfestsetzungen zu entsprechen.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  nach § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 01.12. bis 
einschließlich 22.12.2009 statt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden in der Zeit 
vom 01.12.2009 bis einschließlich 15.01.2010 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Die Planung hat ein großes Interesse bei den Anliegern innerhalb des Plangebietes hervorgerufen. Die 
Resonanz war beinahe ausnahmslos positiv. 

Die wesentlichen Planungsinhalte
 die Beschränkung von drei Wohneinheiten je Gebäude
 die Festsetzung einer geringen Baudichte (GRZ 0,2 - 0,25; GFZ 0,3 - 0,6)
 die Fixierung der bebauten Flächen entlang der Erschießungsstraßen und der bereits bebauten 

rückwärtigen Grundstücksteile mit untergeordneten  Erweiterungsmöglichkeiten durch Baugrenzen
 die Festlegung von zusätzlichen Bauzonen auf den noch nicht bebauten Flächen (Baulücken) in 

Angleichung der Baudichten auf den Nachbargrundstücken
 die Festsetzung von Gebäudehöhen
wurden als ein geeignetes Regulativ anerkannt, um den Wohnstandort mit seiner Qualität zu sichern.

Darüber hinaus konnte mit der geplanten gemäßigten Nachverdichtung der Befürchtung der Anlieger, dass 
durch eine zu große zusätzliche Verkehrsbelastung der Straßenquerschnitt im Fähnrichsweg aufgeweitet 
und die Straße zu einer „Durchfahrtsstraße“ ausgebaut werden müsse, begegnet werden.

Auf Anregung des neuen Eigentümers Fähnrichsweg 19 wurden die Bebauungsmöglichkeiten auf seinem 
Grundstück in der jetzigen Fassung des Bebauungsplanes so geändert, dass durch eine ggf. anstehende 
Grundstücksteilung eine Dreiteilung mit jeweils einer Bauoption möglich sein wird. Das festgesetzte Maß der 
baulichen Nutzung weicht dabei nicht von den Dichtewerten der Nachbargrundstücke ab. Durch die  
gewählte Anordnung der Bauzonen ist die Sicherung von wertvollen Baumbeständen und Grünstrukturen 
gewährleistet.
Einem weiteren alternativen Bebauungsvorschlag des Einwenders, das Grundstück neben dem 
Bestandsgebäude für sechs weitere Einfamilienwohnhäuser zu zerschneiden, konnte städtebaulich nicht 
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gefolgt werden. Mit einer derartigen Bebauung würde das Gesamtgrundstück, also auch die rückwärtigen 
Bereiche, einer baulichen Nutzung zugeführt. Diese geplante Ausnutzung würde einer wesentlichen 
planerischen Zielsetzung, nämlich der Freihaltung der hinteren Grundstücksteile, zuwiderlaufen. 

Das durchzuführende Planverfahren erfüllt inhaltlich die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13 a 
BauGB, da die festgesetzte überbaubare Fläche weniger als 20.000 qm beträgt und die sonstigen 
Bedingungen für ein beschleunigtes Verfahren vorliegen.
Es wurde jedoch an dem 1999 eingeleiteten „normalen“ Verfahren festgehalten, um durch eine vertiefte  
Untersuchung die Umweltauswirkung für das Plangebiet ermitteln und bewerten zu können. Nach Aussage 
des erstellten Umweltberichtes sind mit dem Bebauungsplan keine wesentlichen Beeinträchtigung der 
untersuchten Schutzgüter zu erwarten.

Auch der vorliegende „Artenschutzrechtliche Fachbeitrag“ kommt zu dem Schluss, dass der Aufstellung des 
Bebauungsplanes in artenschutzrechtlicher Hinsicht keine Hindernisse entgegenstehen.

Folgekostenabschätzung:
Durch den Bebauungspan entstehen keine Folgenkosten für die Universitätsstadt Marburg.

Egon Vaupel
Oberbürgermeister

Anlagen
Bebauungsplan mit Begründung
Umweltbericht
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

Beteiligung an der Vorlage durch:

FBL 6 FD 61

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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Beschlussvorlage
Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:

VO/1588/2010
öffentlich
27.10.2010

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: II
Fachdienst: 61 - Stadtplanung
Sachbearbeiter/in: Bernd Nützel 

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Änderungsbeschluss für die Flächennutzungsplanänderung Nr. 24/2 und 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 24/8 "Hinkelbachtal/Ludwigsgrund" 
im Stadtteil Marbach gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB)

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:

Für den im Übersichtsplan gekennzeichneten Bereich wird 

1. die Änderung des Flächennutzungsplanes Nr. 24/2 „Hinkelbachtal/Ludwigsgrund“    
im Stadtteil Marbach sowie 

2. die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 24/8 „Hinkelbachtal/Ludwigsgrund“ im 
Stadtteil Marbach 

gemäß § 2 BauGB beschlossen.

Begründung:
Für die betriebliche Weiterentwicklung ihrer Standorte - Hinkelbachtal (einschließlich 
Ludwigsgrund und Berghof) im Stadtteil Marbach sowie Görzhäuser Hof im Stadtteil 
Michelbach - ist vom Standortbetreiber PharmaServ GmbH u. Co. KG ein Site-Masterplan 
aufgestellt worden. Diesen hat die Stadtverordnetenversammlung am 27.01.2006 als 
Rahmenplan für die Weiterentwicklung der Standorte beschlossen. Er stellt somit die 
Grundlage für alle weiteren Planungs- und Umsetzungsschritte dar.

Zur Umsetzung des im Site-Masterplan enthaltenen Zielkonzeptes zur Standortoptimierung 
für den Werksteil Hinkelbachtal mit Ludwigsgrund im Stadtteil Marbach ist es erforderlich, ein 
Bauleitplanverfahren einzuleiten. 
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Zielkonzept
 Arrondierung und begrenzte Erweiterung des Standortes Hinkelbachtal, die sich an den 

aktuellen Anforderungen an die Werkssicherheit orientieren,
 künftige Nutzungs- und Baumassenverteilung,
 Verkehrserschließung sowie Neuordnung des ruhenden Verkehrs und
 naturschutzfachlicher Ausgleich

Aufgrund des Umfangs dieser Planungen und zur Sicherung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung ist die Aufstellung eines verbindlichen Bauleitplanes 
erforderlich.

Im Vorfeld dieser Bauleitplanung sind schon auf Basis des Site-Masterplanes einige 
notwendige Maßnahmen (wie z. B. Waldrodungen zum Entsprechen der erhöhten  
Sicherheitsanforderungen) und die in diesem Zusammenhang erforderlichen 
naturschutzrechtlichen Maßnahmen umgesetzt worden. 

Bestandteil dieser Bauleitplanung wird das mit der Universitätsstadt Marburg abgestimmte 
Konzept sowie ein städtebaulicher Vertrag, der den Vorhabenträger zur Übernahme 
anfallender Kosten (ggf. auch für erforderliche Erschließungsmaßnahme) verpflichtet, sein.

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist für die Bauleitplanung ein Umweltbericht, in dem die 
Ergebnisse einer Umweltprüfung ausgewertet werden, erforderlich. Der 
Flächennutzungsplan, der derzeit in den Randbereichen noch Wald (Außenbereich) darstellt, 
wird im Parallelverfahren gemäß § 8 BauGB geändert.

Egon Vaupel
Oberbürgermeister

Anlagen 
- Site-Masterplan
- Übersichtsplan Geltungsbereich Hinkelbachtal/Ludwigsgrund

Beteiligung an der Vorlage durch:

FB 6 FD 61

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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Beschlussvorlage
Vorlagen - Nr.:
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TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Dezernat: I
Fachdienst: 10 - Personal-, Organisations- u. 

Beteiligungsmanagement
Stadtwerke Marburg Consult GmbH

Sachbearbeiter: Dieter Finger, Christoph Rau 

Beratende Gremien: Magistrat
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Bestellung von Zusatzfahrten für den Stadtteil Michelbach auf der Linie 14

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgende Beschlüsse zu fassen:

1. Der Stadtteil Michelbach wird von Montag bis Freitag am Nachmittag im Rahmen des 
von der Universitätsstadt Marburg zur Stärkung des Standortes Görzhäuser Hof 
bestellten Verkehrs so bedient, dass sich dann ein 30-Minuten-Takt ergibt.

2. Die zusätzlichen Fahrten bedienen in Michelbach nur die Haltestelle „Am Wall“.

3. Die Maßnahme wird eine Beauftragung für die Stadtwerke Marburg GmbH über eine 
Zusatzleistung im Busverkehr von ca. 3.000 km und ca. 12.000 € nach sich ziehen. 
Für die Umsetzung der Maßnahme sind keine weiteren Haushaltsmittel erforderlich. 
Diese wurden vorsorglich in den Mitteln für bestellte Fahrleistungen der Stadtwerke 
Marburg GmbH eingeplant.

4. Die Einmündung „Am Wall“ – „Michelbacher Straße“ ist baulich so zu verändern, dass 
ein Wenden in einem Zuge mit einem Omnibus dort möglich ist.

5. .Die Umsetzung des Vorhabens soll im Verlauf des Fahrplanjahres 2011 erfolgen, 
sobald die baulichen Voraussetzungen in Michelbach an der Einmündung „Am Wall“ 
– „Michelbacher Straße“ geschaffen sind.

Begründung:

Gemäß des beschlossenen Nahverkehrsplans 2009 – 2014 ist für den Stadtteil Michelbach 
von Montag bis Freitag auf der Linie 14 ein 60-Minuten-Takt vorgesehen, der durch den 
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Schulbusverkehr ergänzt wird. Der Verkehr auf der Linie 14 wird außerdem auf der Relation 
„Hauptbahnhof – Görzhäuser Hof“ am Morgen und am Nachmittag verdichtet. Diese 
zusätzlichen Fahrten sind von der Stadt bestellt worden und dienen der Förderung des 
Gewerbestandortes „Görzhäuser Hof“.

Der Ortsbeirat des Stadtteils Michelbach fordert seit geraumer Zeit eine Durchbindung der 
zusätzlichen Fahrten auf der Linie 14 nach Michelbach bis zur Haltestelle „Am Wall“.

Ziel der zu beschließenden Maßnahme ist es daher, für den Stadtteil Michelbach zusätzliche 
Verbindungen aus der Innenstadt und umgekehrt mit geringem Mittelaufwand für die 
Universitätsstadt Marburg zu schaffen.

Egon Vaupel
Oberbürgermeister
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Antrag der Fraktion
Marburger Linke

Vorlagen - Nr.:
Status:
Datum:
Eingang:

VO/1622/2010
öffentlich
01.11.2010
01.11.2010

TOP

Stadtverordnetenversammlung Marburg

Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Haupt- und Finanzausschuss
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Marburger 
Verkehrsgesellschaft

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, für die Rückgliederung der Marburger 
Verkehrsgesellschaft in die Stadtwerke zu sorgen und die Bezahlung der 
Mitarbeiter/innen der MVG  nach dem günstigeren TVN für Hessen zu 
gewährleisten.

Begründung:

Es war und ist nicht hinnehmbar, Finanzierungsprobleme durch Ausgliederungen von 
Betriebsteilen zu lösen, um die Lohnkosten durch Tarifflucht zu senken. 

In der MVG wird vor allem für die Busfahrer(innen) der wesentlich niedrigere 
Tarifvertrag des privaten Busgewerbes der hessischen Omnibusbetreiber (LHO) 
angewandt. 

Der neue Tarifvertrag für den Nahverkehr in Hessen (TV N –H) findet nur für ein paar 
wenige Mitarbeiter(innen) der MVG Anwendung.  Die Stadtverordnetenversammlung 
kann durch eine Unterstützung dieses Antrages zeigen, dass sie nicht länger gewillt 
ist, Lohndrückerei mitzumachen. Die Kosten ließen sich sicherlich durch Steigerung 
der Attraktivität des ÖPNV in Grenzen halten. 
Darüber hinaus ist eine Quersubventionierung mit dem EU – Recht vereinbar.

Halise Adsan
Georg Fülberth
Astrid Kolter
Birgit Schäfer
Dr. Michael Weber
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